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für einen sicheren Platz ihres Vertreters 
auf der FDP-Landesliste für die Bundes
tagswahl bezahlen. Erinnert sei auch dar
an, daß 1953 die FDP 200 000 DM erhielt, 
damit der Prinz zu Löwenstein in den 
Bundestag einziehen konnte.

In der DDR werden die Kandidaten 
vorher in Wählerversammlungen auf 
Herz und Nieren geprüft. In der Bundes
republik werden in „Wählerversammlun
gen“ der Monopolisten die „Gewissen“ 
ihrer Kandidaten gekauft.

Wer nun meinen sollte, dies alles träfe 
ja nur auf den Bundestag zu, der irrt 
sich und verkennt das Wesen der Dikta
tur der Monopolisten. Die meisten Land
tage haben die gleiche soziale Zusammen
setzung wie das Bonner Parlament. So 
setzt sich z. B. der Landtag von Schleswig- 
Holstein aus 19 Unternehmern, Direk
toren, sechs Beamten und Berufsoffizie
ren, fünf Gutsbesitzern, zwei Funktionä
ren, vier Angestellten, 19 Dozenten und 
Pfarrern, drei Angehörigen sonstiger Be
rufe, sechs Bauern, drei Handwerkern, 
zwei Arbeitern zusammen.

Auch in den Landtagen werden die Ab
geordneten mit dem Gelde der Monopole 
„bearbeitet“. „Die Welt“ berichtete am 
6. April 1956: Riesige Bestechungssummen 
boten die CDU und die hinter ihr stehen
den Industrieverbände, um die FDP in 
Nordrhein-Westfalen auszubooten. Dem 
Landtagsabgeordneten Dorn von der FDP 
wurden 100 000 DM geboten, wenn er 
seine Stimme für die Wiederwahl des 
Ministerpräsidenten Arnold (CDU) gäbe. 
Dem Angestellten des FDP-Landesver- 
bandes, Floßdorf, sollte eine Vermitt
lungsgebühr von 20 000 DM gezahlt wer
den, wenn er Abgeordnete ausfindig 
machte, die Arnold gegen ein Entgelt von 
60 000 DM wiederwählen.

Wie weit die Herrschaft der Monopole 
in Westdeutschland geht, soll, dieses 
Kapitel abschließend, noch folgende 
Pressestimme beweisen. Am 27. Februar 
1957 setzte sich die „Stuttgarter Zeitung“ 
dafür ein, daß der Bundestag seine Arbeit 
vorzeitig beenden möge. Die Zeitung be
gründete das damit, daß „die Parteien 
kurz vor den Wahlen durch zahlreiche 
Interessenverbände unter verstärkten 
Druck gesetzt und aufgefordert werden, 
die Interessen dieser Verbände gesetz
geberisch durchzusetzen“. Man sieht also:

Bis zur letzten Minute soll für die Mono
pole herausgeholt werden, was herauszu
holen ist. Das in die Abgeordneten in
vestierte „Gewissensgeld“ muß reiche 
Zinsen bringen.

Das Wahlgesetz — im Interesse
der Monopole zureditgezimmert

Die Herren von Rhein und Ruhr sind 
natürlich bestrebt, ihre „Demokratie“ 
weiter zu festigen. Es bietet sich ihnen 
dafür wieder ein „demokratisches“ Mittel
chen: das Wahlgesetz, das jeweils für jede 
einzelne Bundestagswahl zurechtgezim
mert wird. Hören wir dazu den westdeut
schen bürgerlichen Publizisten Gerst: 
„Was man bis jetzt in den Wahlgesetzen 
zum ersten, zweiten und dritten Bundes
tag nicht erreichen konnte, nämlich die 
Höchstzahl aller abgegebenen Stimmen 
zugunsten der herrschenden Partei zu 
verwerten und die anderen Stimmen ganz 
ausfallen zu lassen, das praktiziert man 
gegenüber den kleineren und neuen Par
teien mit der sogenannten Sperrklausel. 
Bei der Wahl zum ersten Bundestag fielen 
alle Parteien in den Ländern aus, die in 
diesem Lande kein Mandat im Direktgang 
oder keine fünf Prozent der abgegebenen 
Stimmen erreichten. Das Wahlgesetz im 
zweiten Bundestag verschärfte diese Be
stimmung und verlangte fünf Prozent der 
Stimmen im ganzen Bundesgebiet. Da
durch wurden 6,7 Prozent aller ab
gegebenen Stimmen oder 27 Mandate als 
Beutegut behandelt und unter die großen 
Parteien auf geteilt. Alle bisherigen Wahl
gesetze, besonders das zum dritten Bun
destag, sind undemokratisch und wider
sprechen den Vorschriften ... des Grund
gesetzes.“1)

Monatelang ging bereits 1956 der Kampf 
um dieses Wahlgesetz. Später wurden 
Klagen beim Bundesverfassungsgericht 
eingereicht — und abgewiesen. Die Fünf- 
Prozent-Sperrklausel (bei Verteilung der 
Sitze auf die Landesliste werden nur Par
teien berücksichtigt, die mindestens fünf 
vom Hundert im Wahlgebiet abgegebene 
gültige Zweitstimmen erhalten oder in 
mindestens drei Wahlkreisen einen Sitz 
errungen haben) ist, wie der SPD-Ab- 
geordnete Rehs erklärte, ein Strick, „den

l) W. K. Gerst: „Bundesrepublik Deutschland 
— Weg und Wirklichkeit“, Verlag „Die Wirt
schaft“, Berlin 1957.


